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VG Regensburg: Eingeschränkte  
Öffnungszeiten für Automatenläden in Regensburg 

 
 
Das Verwaltungsgericht Regensburg hat am 22. und 24. Juli 2026 drei 
Eilanträge gegen Nutzungsuntersagungen personallos betriebener Kleinst-
supermärkte (Automatenläden) in der Stadt Regensburg abgelehnt.  

Die Stadt Regensburg untersagte es Unternehmen, im Stadtgebiet Automa-
tenläden an Sonn- und Feiertagen in der Zeit von 0:00 Uhr bis 8:00 Uhr und 
von 16:00 Uhr bis 24:00 Uhr zu betreiben.  

Nach dem Bayerischen Ladenschlussgesetz (BayLadSchlG) dürfen Auto-
matenläden grundsätzlich zeitlich unbeschränkt an Sonn- und Feiertagen 
öffnen. Gemeinden können jedoch abweichende Öffnungszeiten regeln. 
Die Stadt Regensburg hat von dieser Regelungsmöglichkeit mit der Re-
gensburger Ladenschluss-Verordnung (RLSV) Gebrauch gemacht. Nach 
der RLSV dürfen Automatenläden an Sonn- und Feiertagen nur in der Zeit 
von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr geöffnet sein. Verstöße hiergegen sind als 
Ordnungswidrigkeit zu ahnden. 

Die Nutzungsuntersagungen wurden erlassen, weil die Antragsteller die Au-
tomatenläden außerhalb der Öffnungszeiten nach der RLSV betrieben.  

Die 4. Kammer des Verwaltungsgerichts stellte im Rahmen des vorläufigen 
Rechtsschutzes fest, dass die Nutzungsuntersagungen voraussichtlich 
rechtmäßig sind. Es sei zu erwarten, dass die Antragsteller weiterhin außer-
halb der zulässigen Öffnungszeiten die Automatenläden betreiben und 
dadurch Ordnungswidrigkeiten begehen. Die Einschränkung der Öffnungs-
zeiten durch die RLSV sei nach summarischer Prüfung rechtmäßig, da den 
Gemeinden im Rahmen des Ladenschlussrechts ein weiter Gestaltungs-
spielraum eröffnet werde, der vorliegend nicht überschritten sei. 

Die Untersagungen seien auch ermessensgerecht, weil es die einzig erfolg-
versprechenden Maßnahmen seien, um weitere Verstöße zu verhindern. 

Gegen die Beschlüsse des Verwaltungsgerichts Regensburg ist Be-
schwerde zum Bayerischen Verwaltungsgerichtshof zulässig.   

Diese Pressemitteilung ist auf der Homepage des Gerichts  
(www.vgh.bayern.de/vgregensburg/oeffentl/pm/) abrufbar, die anonymi-
sierte Fassung eines der Beschlüsse (Az. RO 4 S 26.1264) wird zeitnah auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 

Beschlüsse vom 22. Juli 2026 (Az. RO 4 S 26.1264) und 24. Juli 2026 (Az. 
RO 4 S 26.1102, RO 4 S 26.1106) 
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